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Verkehrspolitische Implikationen 
des gemeinsamen EG-Binnenmarktes
Christoph Kösters, Eckhard Lammers, Münster*

In Art. 3 EWG-Vertrag wird ausdrücklich die „Einführung einer gemeinsamen Politik auf dem Gebiet des Ver­
kehrs“ gefordert. Aktualität bekommt diese alte Forderung durch die geplante Verwirklichung eines gemein­
samen EG-Binnenmarktes bis 1992. Welche Harmonisierungsmaßnahmen und Liberalisierungsschritte 
stehen zur Diskussion? Welche Folgen sind für die Bundesrepublik zu erwarten?

EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

Das Urteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) 
zur Herstellung der Dienstleistungsfreiheit im Ver­

kehr innerhalb der Europäischen Gemeinschaft' hat Be­
wegung in die Verkehrspolitik gebracht. Dem Europäi­
schen Rat wurde darin vorgeworfen, es unter Verletzung 
des EWG-Vertrages unterlassen zu haben,

□  „für den internationalen Verkehr aus oder nach dem 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates oder für den Durch­
gangsverkehr durch das Hoheitsgebiet eines oder meh­
rerer Mitgliedstaaten gemeinsame Regeln aufzustellen,

□  für die Zulassung von Verkehrsunternehmen zum 
Verkehr innerhalb eines Mitgliedstaates, in dem sie 
nicht ansässig sind, die Bedingungen festzulegen“ .̂

Der Europäische Rat beschloß daraufhin auf seiner 
Tagung im Juni 1985 in Mailand unter Zugrundelegung 
des Weißbuchs der EG-Kommission^ die Herstellung ei­
nes freien Marktes auf dem Gebiet des Güterverkehrs“ ; 
der Europäische Verkehrsministerrat vereinbarte im No­
vember 1985 die „Schaffung eines freien Verkehrsmark­
tes ohne mengenmäßige Beschränkungen bis späte­
stens 1992“ .̂ Diese Beschlüsse beziehen sich zu­
nächst nur auf die Liberalisierung der grenzüberschrei­
tenden Verkehre in der Europäischen Gemeinschaft; es 
ist aber davon auszugehen, daß sie in Verbindung mit

der Regelung der Kabotagemöglichkeiten auch die na­
tionalen Verkehrsmarktordnungen nicht unbeeinflußt 
lassen werden und dort Deregulierungstendenzen ver­
stärken.

Motive einer Deregulierung

Eine Analyse der Motive einer Deregulierung des 
grenzüberschreitenden und des nationalen Verkehrs 
führt zu einer Differenzierung in drei Begründungskom­
plexe;

□  Die Dienstleistungsfreiheit im Verkehr wird als we­
sentliches Instrument der Europäischen Integration auf­
gefaßt®.

□  Das NebeneinanderverschiedenernationalerMarkt- 
ordnungen führt bei wachsender Verflechtung der 
Märkte zu allokativen Verzerrungen.

□  Die Notwendigkeit der Anpassung an die veränderte 
Situation im grenzüberschreitenden Verkehr bietet die 
Chance, den erheblichen Reformbedarf der deutschen 
Verkehrsmarktordnung zu bewältigen.

‘  Die folgende Abhandlung ist eine überarbeitete Kurzfassung von Bei­
trägen der Autoren, die demnächst unter dem Obertitel „D er EG-Binnen- 
markt als verkehrspolitische Aufgabe", Beiträge aus dem Institut für Ver- 
kehrswiissenschaft an der Universität IVlünster, hrsg. v. H. St. Seidenfus, 
Heft 111, Verlag Vandenhoeck & Ruprecht, erscheinen.

Christoph Kösters, 26, Dipl.-Voil<swirt, undEcl<- 
hard Lammers, 28, Dipi.-Voll<swirt, sind wis­
senschaftliche Mitarbeiter im Institut für Ver­
kehrswissenschaft der Universität Münster

' Vgl. Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften, Urteil des Ge­
richtshofes vom 23. Mai 1985 „Gem einsam e Verkehrspo litik -V erpflich­
tungen des Rates“ , Luxemburg 1985.

 ̂ Vertrag zur Gründung der Europäischen W irtschaftsgemeinschaft 
(EWG-Vertrag) v. 25. fvlärz 1957, Art. 75 I a, b.

 ̂ Vgl. EG-Kommission (Hrsg.): Vollendung des Binnenmarktes. Weiß­
buch der Kommission an den Europäischen Rat. Luxemburg 1985.

■' Vgl. Rat der Europäischen Gemeinschaften (Hrsg.):Tagung des Euro­
päischen Rates, t^ailand, den 2S./29. Juni 1985, Schlußfolgerungen (Ta­
gungsprotokoll). S. 5.

 ̂ Rat der Europäischen Gemeinschaften, Generalsekretariat (Hrsg.): 
filitteilungen an die Presse 10 361/85 (Presse 172), 1040, Tagung des 
R a te s -V e rk e h r- , Brüssel, den 14. Nov. 1985, 8 .9 .

® Vgl. dazuauchC h. M c K a y  : Die verkehrspolitische Konzeption der 
EG unter Berücksichtigung enthaltener Konfliktpotentiale, in: Der EG- 
Binnenmarkt als verkehrspciitische Aufgabe. a.a.O.
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Getragen von der Idee, daß ein funktionsfähiger „Ge­
meinsamer Markt“ , der marktwirtschaftlich organisiert 
ist, den größten ökonomischen Nutzen stiftet, nennt der 
EWG-Vertrag explizit als maßgebliche Prinzipien für das 
Funktionieren dieses Marktes den Freiverkehr bei offe­
nen Märkten, den unverfälschten Wettbewerb und die 
Abschaffung nationaler Diskriminierungen^. Dem Ver­
kehr wird bei der Integration eine Schrittmacherfunktion 
zugewiesen, eine gemeinsame Verkehrspolitik ist „uner­
läßlich für die Erfüllung der Aufgaben der Gemein­
schaft“®.

Bestehende Verkehrsmarktordnungen

Die Verkehrsmarktordnungen in den einzelnen EG- 
Ländern weisen eine starke Heterogenität auf. Die Bun­
desrepublik Deutschland, Frankreich und Italien besit­
zen vergleichsweise restriktive Marktordnungssysteme, 
während die anderen Mitgliedstaaten der EG auf eine 
Kontingentierung und/oder ein Fest- bzw. Margentarif­
system verzichten: lediglich Griechenland stellt hier 
eine Ausnahme dar. Diese Differenzierungen werden 
immer wieder als eine wesentliche Ursache für die zum 
Teil erheblichen Abweichungen zwischen in- und aus­
ländischen Frachtraten im Straßengüterverkehr, in der 
Binnenschiffahrt und -  dadurch bedingt -  auch der Ei­
senbahnen bezeichnet. Die relativ hohen Tarife im deut­
schen Binnenverkehr bewirken eine Verminderung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit der verladenden 
Wirtschaft® und führen dazu, daß Transportunterneh­
men zum Teil innerdeutsche Verkehre unter Inkauf­
nahme von Umwegen grenzüberschreitend durchfüh­
ren, um zu günstigeren EG-Tarifen anbieten zu können 
und so eine Verbesserung ihrer Wettbewerbssituation 
zu erreichen'“, oder zu Koppelungsgeschäften ge­
drängt werden, die Binnen- und grenzüberschreitende 
Beförderungen beinhalten.

Die Kritik an der bestehenden Verkehrsmarktordnung 
zielt vor allem auf folgende Bereiche:

□  die bereits dargelegte Frachtratenproblematik, die 
aus der Wettbewerbsbeschränkung resultiere,

□  eine behauptete geringe Flexibilität des Verkehrsge­

werbes, die Werkverkehre provoziere und Logistikkon­
zepte behindere” ,

□  die Verfehlung des ursprünglichen Ziels des Schut­
zes der Deutschen Bundesbahn vor der Konkurrenz des 
Straßengüterverkehrs.

„Besonderheiten“ des Verkehrs

Ihre Begründung findet die Regulierung im Rahmen 
der nationalen Marktordnung in den sogenannten „Be­
sonderheiten“ des Verkehrs'^ und den Zielen, die von 
außen an den Verkehrssektor herangetragen werden. 
Die in der politischen Diskussion immer wieder ange­
führten Argumente lauten:

□  Schutz der Deutschen Bundesbahn,

□  Vermeidung ruinöser Konkurrenz mit den Unterzie­
len
-  Erhalt eines leistungsfähigen Verkehrsgewerbes und
-  Schutz des Mittelstandes,

□  Sicherstellung der Flächenbedienung,

□  Reduzierung des Energieverbrauchs und der Um­
weltbelastung,

□  Optimierung der Infrastrukturbelastung.

Wie gezeigt werden kann, hat die Verkehrsmarktord­
nung Zielverfehlungen in allen diesen Bereichen nicht 
verhindern können. Realistische Gegenentwürfe müs­
sen sich daran messen lassen, ob sie unter Beachtung 
implementationspolitischer Anforderungen eine Erhö­
hung des sektoralen Effizienzniveaus gegenüber dem 
heutigen Zustand bewirken können, ohne gegen wett­
bewerbstheoretische und -politische Kriterien sowie 
EWG-vertragsrechtliche Bestimmungen zu verstoßen 
und ohne gravierende Verschlechterungen des Zieler­
reichungsgrades in den anderen, oben angegebenen 
Bereichen hervorzurufen.

Neue Verkehrsmarktordnungen müssen folgende, im 
wettbewerbstheoretischen Koordinationsmängelkon­
zept Grossekettlers'^ enthaltene Marktfunktionen erfül­
len:

’  Vgl. EWG-Vertrag, Art. 3; sowie H. v. d. G r o e b e n , E.-J. M e s t - 
m ä c k e r (Hrsg.); Ziele und Methoden der europäischen Integration, 
W irtschaftsrecht und W irtschaftspolitik (hrsg. v. E.-J. Mestmäcker), Bd. 
31, Frankfurts. M. 1972, S. 15.

® Europäischer Gerichtshof, Rechtssache 6/72 (Europemballage und 
Continental Can./Kommission), SIg. 1973, 8 . 244.

° Vgl. Bundesverband der Deutschen Industrie (Hrsg.); Verkehrs­
marktordnung im Umbruch, Köln 1986, S. 8.

“  Vgl. d e r s e l b e ;  Schwachstellenanalyse der bestehenden Ver­
kehrsmarktordnung im Straßengüterverkehr, Köln 1983, S. 19 f.

"  Vgl. dazu z. B. R. W i 11 e k e , G. S c h i l d ,  M.  W e r n e r ;  Zur 
Liberalisierung der Marktordnung des Straßengüterverkehrs, Kaarst 
1984; Kronberger Kreis (Hrsg); Mehr Markt im Verkehr, in; Schriftenreihe 
des Frankfurter Instituts für w irtschaftspolitische Forschung e. V., Bd. 4, 
Frankfurt 1984.

Vgl. W issenschaftlicher Beirat beim Bundesverkehrsministerium; 
Grundsätze zur Verkehrspolitik, Schriftenreihe des W issenschaftlichen 
Beirats beim Bundesverkehrsministerium, H. 9, Bad Godesberg 1961, S. 
12.

Vgl. H. G r o s s e  k e t t l e r ;  Wettbewerbstheorie, in; M. B o r -  
c h e r t ,  H. G r o s s e k e t t l e r ;  P re is -u n d  Wettbewerbstheorie, 
S tuttgart u. a. 1985, S. 113 ff.
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□  Markträumung, d. h. Vermeidung dauerhafter Ange­
bots- oder Nachfrageüberschüsse,

□  Renditenormalisierung, d. h. Vermeidung dauerhaf­
ter Unter- bzw. Überkapazitäten,

□  Übermachterosion, d. h. Vermeidung dauerhafter 
Übermachtpositionen von Anbietern oder Nachfragern,

□  Produkt- und Verfahrensfortschritt, d. h. Vermeidung 
dauerhaft unbefriedigender Produkt- und Verfahrens­
fortschrittsraten'''.

Bewertungsraster

Neue Verkehrsmarktordnungen dürfen zudem nicht 
gegen Art. 3e des EWG-Vertrages verstoßen, der aus­
drücklich die „Einführung einer gemeinsamen Politik 
auf dem Gebiet des Verkehrs“ fordert. Der EuGH mißt 
dem Begriff der „gemeinsamen Politik“ eine besondere 
Bedeutung bei, da in den derart gekennzeichneten Poli­
tikbereichen eine höhere Integrationsintensität ange­
strebt wird als dort, wo lediglich von Harmonisierung 
oder Koordinierung die Rede ist’ .̂ Die geforderte Her­
stellung der Dienstleistungsfreiheit als Konsequenz die­
ser gemeinsamen Politik verlangt allerdings nicht den 
Abbau aller mengenmäßigen Beschränkungen, son­
dern „lediglich“ den Abbau aller versteckten und offe­
nen Diskriminierungen'®. Damit ergibt sich für die Aus­
gestaltung künftiger Verkehrsmarktordnungen ein wei­
ter rechtlicher Spielraum; unzulässig wäre lediglich eine 
Ordnungspolitik, die eine Gefährdung des erreichten In­
tegrationszustandes bedeuten könnte'^. Die grundsätz­
lich marktwirtschaftliche Ausrichtung des EWG-Vertra-

ges sollte dabei jedoch ausreichend berücksichtigt wer­
den.

Unter politisch-ökonomischen Aspekten dürften Ver­
kehrsmarktordnungen nicht durchsetzbar sein, die kurz­
fristig -  aus der Sicht des deutschen Verkehrsgewerbes 
negativ zu bewertende -  starke Strukturveränderungen 
hervorrufen würden. Ebensowenig realistisch sind Vor­
schläge, die zu erheblichen Einbußen bei den anderen 
oben angegebenen Zielen führen würden, da z. B. we­
der eine ständige Überlastung der Infrastruktur noch 
eine Erhöhung der Umweltbelastung akzeptanzfähig 
sind.

Krisenmechanismus

Dieses Bewertungsraster läßt sich auf Entwürfe von 
Verkehrsmarktordnungen anwenden, die mit Hilfe der 
Szenario-Technik gewonnen werden können. Da über 
die endgültige Organisation des nationalen wie des in­
ternationalen Verkehrsmarktes keine Klarheit besteht, 
ist sowohl eine völlige Abwesenheit von Kontingentie­
rungen und Tarifvorschriften als auch eine nur mäßige 
Deregulierung -  in welcher Form auch immer -  denkbar. 
Die Gegenüberstellung'® der möglichen Folgen einer 
völligen Deregulierung bei nur mäßiger Harmonisierung 
und einer Teilderegulierung bei weitgehender Harmoni-

Vgl. ebenda, S. 170 ff., insb. S. 175 f.

Vgl. B. L a n g e h e i n e :  Rechtliche und institutionelle Probleme 
einer abgestuften Integration in der Europäischen Gem einschaft, in: E. 
G r a b i t z  (Hrsg.): Abgestufte Integration. Eine Alternative zum her­
kömmlichen Integrationskonzept, Schriftenreihe Europa-Forschung, 
Bd. 8. Kehl am Rhein. Straßburg 1984, S. 63.

Vgl. J. E r d m e n g e r : Die EG-Verkehrspolitik vor Gericht, Das 
EuGH-Urteil, Rechtssache 13/83 v. 22. Mai 1985 und seine Folgen, in: 
Europarecht (EuR), 20. Jg. (1985). H. 4, S. 382.

"  Vgl. B. L a n g e h e i n e :  Rechtliche und institutionelle Probleme 
einer abgestuften Integration, a.a.O., S. 74.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG 

Karl-Wolfgang Menck

MITTELSTAND UND ENTWICKLUNGSLÄNDER
Erfahrungen mit dem Technologietransfer niedersächsischer Unternehmen

Großoktav, 192 Seiten, 1986, brosch. DM 57,-
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sierung, die auf verstärkten qualitativen Marktzugangs­
bedingungen, einer Bedarfsprüfung und einer quanti­
tativen Regulierung im Krisenfall aufbaut, führt zu dem 
Ergebnis, daß eine völlige Deregulierung der Verkehrs­
märkte den obigen Bewertungsgrundsätzen nicht ent­
spricht.

Demgegenüber dürften sich bei einer Verschärfung 
der qualitativen Marktzugangsbedingungen wie persön­
liche Zuverlässigkeit, fachliche Eignung und finanzielle 
Leistungsfähigkeit'® ruinöse Wettbewerbsprozesse, die 
aus einem nicht rationalen Unternehmerverhalten resul­
tieren, und negative externe Effekte -  beispielsweise 
eine Zunahme der Verkehrsunfälle -  eher verhindern 
lassen. Als mögliche Indikatoren für den Einsatz des Kri­
senmechanismus, der einen Stopp der Konzessionsver­
gabe, eine Gültigkeitsbeschränkung der Konzessionen 
auf bestimmte Regionen und vom Verkehrsgewerbe zu 
finanzierende Stilliegeregelungen vorsieht, kommen die 
Erfüllung der Markträumungs- und Renditenormalisie­
rungsfunktion in Betracht. Inzwischen hat auch die EG- 
Kommission ihre Überlegungen hinsichtlich eines Kri- 
senmechanismus^“ vorgestellt, die den Einsatz ähnli­
cher Instrumente beinhalten.

Anpassungsvorschläge

Darüber hinaus unterbreitete sie im Anschluß an das 
Urteil und die Beschlüsse des Europäischen Rates eine 
Reihe von Vorschlägen zur Anpassung der Verkehrs­
märkte an die veränderte Bedingungskonstellation. So 
sollen im Güterkraftverkehr

□  die Kontingentierung des grenzüberschreitenden 
Verkehrs ab dem 1.1.1992 durch ein System qualitativer 
Marktzugangsbeschränkungen abgelöst und

□  in der Übergangsphase von 1987 bis 1992 die Zahl 
der Gemeinschaftsgenehmigungen^' rasch ausge­
dehnt werden^^, um einen reibungsarmen Übergang in 
die kontingentfreie Endphase zu ermöglichen;

Vgl. E. L a m m e r s : Anforderungen an eine neue Verkefirsmarkt- 
ordnung für die Bundesrepublik Deutscfiland, in: Der EG-Binnenmarkt 
als verkefirspolitische Aufgabe, a.a.O., S. 71 ff.

Diese Kriterien sind bereits fieute im deutscfien Güterkraftverkehrs- 
recfit sowie in einer entsprechenden Richtlinie der EG enthalten, vgl. §§ 
10 I, 38 I, 81 Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG); vgl. Europäischer Rat 
(Hrsg.), Richtlinie 74/561/EWG, ABI N r L 308 v. 19.11.1974, S. 18 ff; ih­
nen kommt auch in den Überlegungen der EG-Kommission zur Neuord­
nung des Marktzugangs im grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 
der Gemeinschaft besondere Bedeutung zu, vgl. EG-Kommission 
(Hrsg.): Vorschlag für eine Verordnung des Rates über den Zugang zum 
Markt im Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten, Dok. KOM 
(86) 595 endg. v. 13. Nov. 1986.

“  Vgl. EG-Kommission (Hrsg.): Vorschlag für eine Verordnung des Ra­
tes über den Zugang zum Markt im Güterkraftverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten, a.a.O., Art. 5,15.

^  Gemeinschaftsgenehmigungen berechtigen im Gegensatz zu bilate­
ralen Genehmigungen zur Durchführung von grenzüberschreitenden 
Transporten in der gesamten EG.

□  EG-Ausländern die ständige Durchführung von Bin­
nenbeförderungen in einem anderen Mitgliedstaat (Re­
gelkabotage) zu denselben Bedingungen gestattet wer­
den, wie sie für die in diesem Staat ansässigen Güter­
kraftverkehrsunternehmen gelten: die Wahl eines fikti­
ven Standortes in dem betreffenden Staat ist möglich^®, 
so daß trotz der dauerhaften Tätigkeit im Ausland der 
Verkehrsunternehmer der Besteuerung des Heimat­
staates unterworfen bleibt;

□  EG-Ausländern im Anschluß an eine grenzüber­
schreitende Beförderung zwischen zwei Mitgliedstaa­
ten die Durchführung von zwei Binnenbeförderungen 
auf dem Rückweg erlaubt werden (Anschlußkabo- 
tage)^“. Diese Regelungen sollten bereits zum 1.1.1987 
in Kraft treten.

Im Binnenschiffsverkehr soll ab dem 1.1.1988 die Re­
gelkabotage gestattet werden; dabei wird der gebiets­
fremde Verkehrsunternehmer zu denselben Bedingun­
gen zugelassen, wie sie der betreffende Mitgliedstaat 
seinen eigenen Verkehrsunternehmen vorschreibt^®.

Konsequenzen

Würden diese Vorschläge vom Ministerrat unverän­
dert akzeptiert und von den nationalen Regierungen 
umgesetzt, so lassen sich für die Bundesrepublik fol­
gende Konsequenzen ableiten. Im grenzüberschreiten­
den Güterkraftverkehr wird die Entregulierung des 
Marktzugangs ab 1992 vermutlich zu einer erheblichen 
Erhöhung der Angebotskapazität führen. Da admini­
strierte Preise und freier Marktzugang unbefriedigende 
Wettbewerbsergebnisse liefern, ist von einer Abschaf­
fung des zwischen den sechs Alt-Mitgliedstaaten der 
EG bestehenden Margentarifsystems auszugehen.

Die Zulassung der Regelkabotage und der zweifa­
chen Anschlußkabotage in Verbindung mit der Liberali­
sierung des grenzüberschreitenden Verkehrs lassen 
Versuche, das bestehende, durch Kontingentierung im 
Fernverkehr und Margentarife im Fern- und Nahverkehr 
gekennzeichnete nationale Ordnungssystem konser­
vieren zu wollen, als wenig aussichtsreich erscheinen.

Vgl. EG-Kommission (Hrsg.): Vorschlag für eine Verordnung des Ra­
tes über den Zugang zum Markt im Güterkraftverkehr zwischen den Mit­
gliedstaaten, a.a.O.

Vgl. d i e s e l b e  (Hrsg.): Vorschlag einer Verordnung (EWG) des 
Rates zur Festlegung der Bedingungen für die Zulassungen von Ver­
kehrsunternehmen zum Güterkraftverkehr innerhalb eines Mitgliedstaa­
tes, in dem sie nicht ansässig sind, Dok. KOM (85), 611 endg. v. 27. Nov.
1985.

Vgl. ebenda.

Vgl. d i e s e l b e  (Hrsg.): Vorschlag einer Verordnung (EWG) des 
Rates zur Festlegung der Bedingungen für die Zulassung von Verkehrs­
unternehmen zum Güter- und Personenverkehr in der Binnenschiffahrt 
innerhalb eines M itgliedstaates, in dem sie nicht ansässig sind, Dok. 
KOM (85) 610 endg. v. 27. Nov. 1985.
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Dies gilt unbeschadet der Form, in der die geforderte 
„echte“ Ausländerbeteiligung an den nationalen Verkeh­
ren verwirklicht werden wird: Neben der Begrenzung 
der Anschlußkabotage auf die Inhaber von Gemein­
schaftsgenehmigungen, der Reservierung neu ausge­
gebener oder freiwerdender Konzessionen für ausländi­
sche Verkehrsunternehmen sind in der Bundesrepublik 
vor allem Sonderkontingente in der Diskussion. Die Ein­
führung der Dienstleistungsfreiheit erfordert darüber 
hinaus die Analyse wichtiger Problembereiche. Hier 
sind die Harmonisierung der Wettbewerbsbedingun­
gen, die Anlastung der Wegekosten und die Belastung 
der Umwelt und der Infrastruktur zu nennen. So verlangt 
das deutsche Verkehrsgewerbe eine Beseitigung der 
Wettbewerbsverzerrungen vor allem in den Bereichen 
fiskalische Be- und Entlastungen (Kfz- und Mineralöl­
steuern, Subventionen) sowie Kontrolle der Einhaltung 
der Sozial- und technischen Vorschriften^®.

Mit der Zunahme der Ausländerbeteiligung stellt sich 
auch die Frage, ob das gegenwärtig angewandte Natio­
nalitätsprinzip bei der Erhebung der Kraftfahrzeug­
steuer nicht zu einer ungerechten Besteuerung führt. 
Selbst bei einer vollständigen Angleichung der Kfz- 
Steuer- und Mineralölsteuersätze käme es aufgrund der 
Nutzungsunabhängigkeit der Kfz-Steuer zu einer nicht 
verursachungsgerechten Belastung der inländischen 
Steuersubjekte, wenn ausländische Verkehrsunterneh­
men im Inland gegenüber inländischen Verkehrsunter­
nehmen im Ausland höhere Verkehrsleistungen erbrin­
gen würden.

Geteilt sind die Erwartungen hinsichtlich der Liberali­
sierungswirkungen auf die Umwelt- und Infrastrukturbe­
lastung. Einerseits wird von einer Verminderung der 
Zahl der Leerfahrten im grenzüberschreitenden und na­
tionalen Verkehr (hier u. a. aufgrund der erhofften Ein­
dämmung des Werkverkehrs) ausgegangen, anderer­
seits eine allgemeine Zunahme des Lkw-Verkehrs be­
fürchtet -  wobei auch technisch unzureichendes oder 
veraltetes Material eingesetzt werden könnte - ,  was ne­
ben negativen Umwelteffekten auch Verkehrssicher­
heitsprobleme hervorrufen würde.

In der Binnenschiffahrt werden Kabotagevorbehalte 
lediglich hinsichtlich der Verkehre im westdeutschen Ka­
nalgebiet östlich der Linie Dortmund-Hamm, der Wech­
selverkehre zwischen diesem Gebiet und dem Rhein so­
wie der Verkehre auf dem Main-Donau-Kanal ausgeübt.

Diese Transporte lassen sich als Domäne der deut­
schen Partikulierschiffahrt bezeichnen, da sie zu über

80% von ihnen abgewickelt werden und 50% der von 
diesen beförderten Gütermenge ausmachen^^. Bereits 
gegenwärtig steht die Beteiligung an diesen Verkehren 
auch ausländischen Anbietern offen, sofern sich diese 
in ein deutsches Schiffsregister eintragen lassen, was 
allerdings die Unterwerfung unter das deutsche Recht 
bedeutet und mit einem Verzicht auf in den Heimatlän­
dern eventuell gewährte Subventionen wie die nieder­
ländische WIR-Prämie^® einhergeht. Bei einer Liberali­
sierung des Marktzugangs sind aufgrund der erhebli­
chen Überkapazitäten in der internationalen Binnen­
schiffahrt in Verbindung mit den unterschiedlichen Ko­
stenbelastungen und Subventionspraktiken gravie­
rende Aufkommensverluste der deutschen Partikulier­
schiffahrt möglich. Die Zunahme des angebotenen 
Schiffsraums dürfte auch das innerdeutsche, aus Fest- 
und Margenfrachten bestehende Tarifsystem untermi­
nieren.

Schrittweises Vorgehen

Die vorstehend skizzierten weitreichenden Konse­
quenzen einer Deregulierung im Verkehrssektor legen 
ein schrittweises Vorgehen der Verkehrspolitik nahe. 
Die bis 1992 noch verbleibende Zeit sollte daher dazu 
genutzt werden, die Marktordnung im Verkehr schritt­
weise an die ordnungspolitischen Zielvorstellungen für 
die Zeit nach 1991 anzupassen -  und dies unter Mini­
mierung der mit dem ordnungspolitischen Wandel ein­
hergehenden Friktionskosten. Wie noch zu zeigen ist, 
erweist es sich als sinnvoll, die Kommissionsvorschläge 
so zu modifizieren, daß die dort angesprochene Deregu­
lierung in Teilschritten vollzogen werden kann.

Der auch als Übergangsphase bezeichnete Zeitraum 
bis zum 1.1. 1992 soll darüber hinaus eine Testfunktion 
erfüllen. Denn anhand der Auswirkungen der in diesem 
Zeitraum umgesetzten Übergangsmaßnahmen ließe 
sich feststellen, ob und gegebenenfalls wo gegenzu­
steuern wäre und in welchen Punkten Modifikationen 
der angestrebten Marktordnung angebracht sind.

Selbst bei Vernachlässigung grundsätzlicher Pro­
bleme der Isolierung und Quantifizierung wettbewerbli­
cher Auswirkungen einzelner Maßnahmen wird die Er­
füllung der Testfunktion schon durch die Kürze des ver­
bleibenden Zeitraumes erschwert. Denn es ist fraglich, 
ob sie ausreicht, hinreichend signifikante Aussagen 
über derartige Auswirkungen machen zu können. Dar-

Vgl. z. B. Bundesverbände des Deutschen Güterkraftverkehrs 
(BDG); Grundaussagen der Bundesverbände des Deutschen Güter­
kraftverkehrs zur EG-Verkehrspolitik, Frankfurt a. Ivl. 1986.

Vgl. Bundesverband der deutschen Binnenschiffahrt (BdB) e. V., Der 
Präsident, Schreiben an den Bundesminister für Verkehr vom 20. Aug. 
1985, S. 2 f.

WIR = Wet Investerings Rekening; in der Regel 12,5% betragende 
Subvention, die für alle Investitionsvorhaben in den Niederlanden ge­
währt wird.
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Über hinaus fehlen den Verkehrsunternehmern ange­
sichts der immer noch nicht erfolgten verbindlichen und 
vor allem umfassenden Definition des ab 1992 gültigen 
Ordnungsrahmens wesentliche Grundlagen für ihre län­
gerfristige Unternehmensplanung; die bisherigen Rats­
beschlüsse werden diesen Anforderungen bei weitem 
nicht gerecht. Dieser Mangel kann zur Folge haben, daß 
unternehmerische Anpassungsreaktionen nicht in der 
eigentlich „gewünschten“ Art und Weise sondern allen­
falls „verzerrt“ stattfinden und daher die Aussagefähig­
keit beobachteter Entwicklungen unzureichend ist. Da­
mit aber kann die Übergangsperiode Ihre Testfunktion 
nicht erfüllen.

ln Verkehrspolitik und auch -Wissenschaft ist man sich 
nicht nur über die langfristige Entwicklung der Verkehrs­
märkte Im Gefolge der Umsetzung des EuGH-Urtells 
uneinig, sondern auch über die konkrete Ausgestaltung 
der Übergangsmaßnahmen. Denn hier gilt es. Im einzel­
nen zu bestimmen:

□  welche Sachverhalte unter das Harmonlslerungspo- 
tentlal fallen,

□  wie die Liberalisierungsschritte aussehen sollen und

□  welcher zeitliche und inhaltliche Zusammenhang 
zwischen den einzelnen Maßnahmen bestehen soll.

Harmonisierungspotential

Naturgemäß bestehen über Inhalt und Umfang des 
Harmonisierungspotentials in der verkehrspolitischen 
Diskussion je nach Interessenkonstellation unterschied­
liche Vorstellungen. Trotzdem lassen sich folgende Be­
reiche herauskristallisieren:

□  die Kfz- und Mineralölbesteuerung sowie die Auto­
bahngebühren,

□  die Subventionierung von Transportraum und

□  die Kontrolle der Sozialvorschriften im Güterver­
kehr^®.

Bei einer Analyse der unterschiedlichen Kfz- und Mi­
neralölsteuerbelastung sowie der Höhe der Autobahn­
gebühren wird deutlich, daß bei der Erörterung geeigne­
ter Harmonisierungsmaßnahmen eine Vielzahl von 
Aspekten zu berücksichtigen ist. So löst z. B. eine Sen­
kung der bundesdeutschen Kfz- und Mineralölsteuer­
sätze auf das EG-Durchschnittsniveau neben den ange­
strebten intramodalen auch intermodale Wettbewerbs­
wirkungen aus und kann unter Umständen zu einer wei-

teren Zunahme des Individualverkehrs mit allen seinen 
Konsequenzen (z. B. zunehmende Infrastruktur- und 
Umweltbelastung) führen. Werden die mit der Steuer­
satzsenkung einhergehenden Einnahmeausfälle aus 
dem allgemeinen Steueraufkommen gedeckt, kommt 
es neben einem Sinken der Beiträge der Infrastruktur­
nutzer zur Wegekostendeckung auch zu Steuerüber­
wälzungen zu Lasten der Allgemeinheit.

Die prinzipiell zu befürwortenden nationalen Vorlei­
stungen bei der Harmonisierung der Kfz- und Mineralöl­
steuer sind daher so zu konzipieren, daß sie zwar intra­
modal zu einer Angleichung der Wettbewerbsbedingun­
gen führen, den intermodalen Status quo angesichts 
der noch Immer nicht gelösten Wegekostenproblematik 
zumindest nicht verändern und in dem Sinne aufkom­
mensneutral sind, daß die dadurch implizierten Maß­
nahmen zur Kompensierung der Einnahmeausfälle un­
mittelbar bei den begünstigten Verkehrsunternehmern 
ansetzen. Ferner sollten sie zur Vermeidung einer Präju­
dizierung von europaweiten Vereinbarungen zur Wege- 
kostenanlastung ausdrücklich bis zur Umsetzung derar­
tiger Abkommen befristet werden. Um ausländischen 
Retorsionsmaßnahmen vorzubeugen. Ist darüber hin­
aus dafür Sorge zu tragen, daß die Kompensationsmaß­
nahmen in- und ausländische Verkehrsunternehmer 
gleich behandeln.

Liberalisierungsschritte

Es Ist sinnvoll die Lösung der Probleme des
grenzüberschreitenden Verkehrs und der Kabotage ge­
meinsam in Betracht zu ziehen, da Maßnahmen in ei­
nem der beiden Bereiche Auswirkungen Im jeweils an­
deren Bereich haben““ . Aufgrund einer Vielzahl von 
Unwägbarkeiten, die auf der Ungewißheit über das zu­
künftige Verhalten der Marktteilnehmer beruhen, ist es 
außerordentlich problematisch, schon heute quanti­
tative Aussagen über die Auswirkungen einzelner Maß­
nahmenvorschläge machen zu wollen. Deshalb Ist dem 
Wissenschaftlichen Beirat beim Bundesminister für Ver­
kehr zu folgen, wenn er ein „behutsames“ , also schritt­
weises Vorgehen empfiehlt und vorschlägt, die in- und 
ausländischen Güterkraftverkehrsunternehmer bei den 
Kabotageverkehren um die Zuwächse des spürbar auf­
zustockenden nationalen Güterfernverkehrskontin­
gents konkurrieren zu lassen^'. Zusätzlich wäre zu über­
legen, dieses aufgestockte „rote“ Kontingent während 
der Übergangsphase sukzessiv weiter auszubauen.

^  Zu einer ausführlichen Analyse des Harmonisierungspotentials vgl. 
C. K ö s t e r s :  Eine Politik für die Übergangsphase, in: Der EG-Bin­
nenmarkt als verkehrspolitische Aufgabe, Beiträge aus dem Institut für 
Verkehrswissenschaft an der Universität IVlünster, hrsg. v, H. St. Seiden- 
fus, Göttingen 1987, H. 111 (erscheint demnächst).

“  W issenschaftlicher Beirat beim Bundesminister für Verkehr -  Gruppe 
Verkehrswirtschaft - ,  Stellungnahme zur verkehrspolitischen Umset­
zung des Urteils des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 22. Mai 
1985,0. 0 .1 9 85 , S. 4.

Vgl. ebenda, S. 4 f.
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Diese Vorgehensweise wäre einzubeiten in eine zu­
nächst einfache Anschlußkabotage ab 1988. Während 
diese Regelung bis zum Ende des Jahres 1989 gelten 
würde, wäre 1990 an eine Aufstockung auf zwei An- 
schlußkabotagen zu denken -  falls bis dato keine afunk- 
tionalen Wettbewerbstendenzen aufgetreten sind. Kom­
plettiert würde ein schrittweises Vorgehen beim Markt­
zugang durch die im Kommissionsvorschlag enthaltene 
Regelkabotage für die Zeit ab 1992.

Bei der Einführung der Regelkabotage für die Binnen­
schiffsverkehre östlich der Linie Dortmund-Hamm sollte 
darauf Wert gelegt werden, sie mit der Aufhebung des in 
einigen EG-Mitgliedstaaten praktizierten Tour-de-röle- 
Verfahrens®^ zu verbinden.

Zwar hat sich der EG-Verkehrsministerrat im Grund­
satz schon auf eine jährliche kumulative Aufstockung 
des Gemeinschaftskontingents im grenzüberschreiten­
den Güterverkehr um 40% geeinigt^^; angesichts feh­
lender Harmonisierungsfortschritte widersetzte sich je­
doch der Bundesverkehrsminister der erstmaligen Um­
setzung dieses Beschlusses für das Jahr 1987, so daß 
es zunächst bei einer -  unter Einrechnung eines soge­
nannten Korrekturfaktors-tatsächlichen Erhöhung von 
27 % für das laufende Jahr bleibt®'*.

Da afunktionale Tendenzen nicht a priori ausge­
schlossen werden können, sind in Ergänzung hierzu 
weitere, die schrittweise Liberalisierung begleitende 
oder zumTeil ihr vorauseilende Maßnahmen notwendig:

□  Installierung eines EG-weiten und verkehrsträger- 
übergreifenden Marktbeobachtungssystems,

□  Setzung eines EG-weiten und -einheitlichen hohen 
Niveaus der qualitativen Marktzugangsbedingungen im 
Straßen- und Binnenschiffsgüterverkehr,

□  Erweiterung des Preissetzungsspielraums im grenz­
überschreitenden und nationalen Güterkraftverkehr, um 
nicht fortdauernde Anreize zum Markteintritt zu erzeu­
gen® ,̂

□  EG-weite Maßnahmen zur Beseitigung der struktu­
rellen IJberkapazitäten mit dem Schwerpunkt auf der 
niederländischen Binnenschiffsflotte,

Verfahren der Ladungszuteilung nach der Wartedauer.

“  Vgl. Rat der Europäischen Gemeinschaften, Generalsekretariat 
(Hrsg.), Mitteilung an die Presse 7883/86, Fortsetzung der 1090. Tagung 
des Rates -  Verkehr Luxemburg, den 30. Juni 1986, 8. 4.

Vgl. hierzu „M inisterrat beschließt Aufstockung, 15 Prozent mehr Ge­
nehmigungen", in: Deutsche Verkehrs-Zeitung, N r 151 vom 18.12.1986, 
8 .1  f.

H. St. S e i d e n f u s : Allokations- und Distributionsprobleme einer 
„Deregulierung" im Verkehrssektor der Bundesrepublik Deutschland, in: 
Ifo-Schnelldienst, 37. Jg. (1984), H. 31. 8 .19 .
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□  konkrete Fortschritte bei der Lösung der strukturel­
len Probleme der Eisenbahnen durch einzelstaatliche 
Maßnahmen.

Maßnahmengruppen

An die Stelle einer Auseinandersetzung um ein „Junk­
tim“ zwischen Liberalisierung und Harmonisierung 
sollte eine differenziertere Betrachtungsweise treten. 
Gemäß dem Wortlaut des dieser Auseinandersetzung 
zugrunde liegenden Ratsbeschlusses vom 14.11.1985 
besteht ein „Junktim“ insofern, als ab 1992 ein freier Ver­
kehrsmarkt bei abgebauten Wettbewerbsverzerrungen 
gelten soll. Daraus kann aber nicht gefolgert werden, 
daß jeder einzelne Liberalisierungsschritt zumindest 
zeitgleich von einer entsprechenden Harmonisierungs­
maßnahme begleitet sein muß. Unter dem Aspekt eines 
funktionsfähigen Wettbewerbs im Verkehr empfiehlt 
sich vielmehr eine Unterteilung des Maßnahmenbün­
dels in vier Gruppen:

□  Maßnahmen, die umgehend vor der Realisierung 
weiterer Schritte umgesetzt werden sollten (hierzu ge­
hören das oben angeführte Marktbeobachtungssystem 
und die verschärften qualitativen Zugangsbedingun­
gen);

□  Maßnahmen, deren Durchführung mit dergleichzeiti- 
gen Realisierung bestimmter Begleit- und/oder Harmo­
nisierungsmaßnahmen zu verknüpfen ist (z. B. Binnen­
schiffs-Kabotage und Abschaffung desTour-de-röle-Ver- 
fahrens);

□  Maßnahmen, für die die Umsetzung von Begleit- 
und/oder Harmonisierungsmaßnahmen innerhalb einer 
Unterphase der Übergangsphase sinnvoll erscheint 
(etwa die einfache Anschlußkabotage im Güterkraftver­
kehr ab 1988 und Maßnahmen zur verbesserten Kon­
trolle der Sozialvorschriften bzw. Ahndung bei Verstö­
ßen in der Unterphase Anfang 1988 bis Ende 1989);

□  Maßnahmen, deren Ausgestaltung unverzüglich an­
zugehen ist, bei denen aber konkrete Ergebnisse und 
Umsetzungen erst zum Ende der Übergangsphase hin­
reichend erscheinen (z. B. konkrete Fortschritte bei der 
Lösung der strukturellen Probleme der Eisenbahn).

Bei allen Auseinandersetzungen um die Liberalisie- 
rungs- und Harmonisierungsschritte bis 1992 sollte 
nicht vergessen werden, daß das EuGH-Urteil auch 
neue Chancen für die bundesdeutschen Verkehrsunter­
nehmer eröffnet. Die schleppenden Fortschritte bei der 
politischen Umsetzung des EuGH-Urteils verstärken al­
lerdings die Zweifel, ob die Übergangsphase ihrem ei­
gentlichen Zweck gerecht werden kann. Schon sind fast 
zwei Jahre seit dem EuGH-Urteil vergangen!
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